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Im gegenwärtigen Europawahlkampf vertritt Jean-Claude Juncker die Ansicht, dass europä-

ische Staaten mit konservativen Regierungen bessere wirtschaftliche Daten vorweisen können 

als Staaten mit sozialistischen Regierungen. Ob Regierungen unterschiedlicher parteipolitischer 

Zusammensetzung auch unterschiedliche Wirtschaftspolitiken betreiben, wird seit Jahren in der 

polit-ökonomischen Forschung untersucht. Zwar zeigen die Ergebnisse dieser früheren Studien, 

dass es in Industrieländern seit Ende des Kalten Krieges kaum Unterschiede zwischen linken und 

rechten Regierungen in der Wirtschaftspolitik gab und werfen insofern Zweifel an der Aussage Jun-

ckers auf. Allerdings gibt es für die erst kürzlich vergangenen Jahre keine empirischen Studien. 

Für unsere hier vorliegende Analyse haben wir neueste Daten wirtschaftspolitischer Kennzahlen 

inklusive des Jahres 2013 deskriptiv untersucht. Junckers Aussage wird für Schuldenstands- und 

Finanzierungssaldoquoten im Zeitraum 1995–2013 bestätigt. Für Primärsaldo-, Arbeitslosen- und 

Jugendarbeitslosenquoten trifft sie nur eingeschränkt zu, für die BIP-Wachstumsraten lässt sie 

sich nicht bestätigen.

Einleitung

»Lassen Sie Ihren Blick mal über die 
Landkarte Europas schweifen. Dann 
werden Sie feststellen, dass die Staaten 
mit konservativen Regierungen bessere 
wirtschaftliche Daten vorweisen können 
als jene unter sozialistischer Führung.« 
Diese Aussage machte Jean-Claude 
Juncker, der Spitzenkandidat der Euro-
päischen Volkspartei (EVP) für das Amt 
des Präsidenten der Europäischen Kom-
mission, während des Europawahl-
kampfes 2014 (Münchner Merkur vom 
5. April 2014). Lassen sich wirklich Un-
terschiede in der Wirtschaftspolitik kon-
servativer und sozialistischer/sozialde-
mokratischer, bzw. rechter und linker Re-
gierungen beobachten? Und können 
rechte Regierungen in Europa bessere 
wirtschaftliche Daten als linke Regierun-
gen vorweisen?1

Der Zusammenhang zwischen Regie-
rungsideologie und Wirtschaftspolitik 
wird in den Partisan-Theorien beschrie-
ben (vgl. Hibbs 1977; Alesina 1987). Die 
grundlegende Hypothese der Parti-
san-Theorien ist, dass linke Regierun-
gen expansivere Politiken betreiben als 
rechte Regierungen, bzw. linke Regie-
rungen einen größeren Einfluss des 
Staates präferieren. Zu expansiven Po-
litiken gehören beispielsweise höhere 
Staatsausgaben und Steuern, höhere 

 1 Wir überprüfen Junckers Zitat im Rahmen des 
ZDF-Formats „#ZDFcheck“.

Verschuldung sowie stärkere Regulie-
rung von Arbeits- und Gütermärkten.2

 
In früheren Studien wurde gezeigt, dass 
in den 1970er Jahren vornehmlich linke 
Regierungen die Staatstätigkeit ausgewei-
tet haben, während in den 1980er Jahren 
vornehmlich rechte Regierungen die 
Staatstätigkeit zurückgefahren haben (vgl. 
Hicks und Swank 1992; de Haan und 
Sturm 1994; Potrafke 2009). Mit der deut-
schen Wiedervereinigung und dem Ende 
des Kalten Krieges haben sich die Dinge 
verändert. Seit den 1990er Jahren lassen 
sich kaum Unterschiede in der Wirt-
schaftspolitik zwischen linken und rechten 
Regierung beobachten (vgl. u.a. Clark et 
al. 2002; Potrafke 2009; 2012). Auch Stu-
dien, die die letzten 30 Jahre insgesamt 
betrachten, finden kaum Politik unter-
schie de zwischen linken und rechten Re-
gierungen (vgl. u.a. Moessinger 2014). Die 
Finanzkrise ab 2007 hat zu deutlichen Ver-
werfungen der Wirtschaft geführt, und die 
Staatsausgaben sind in vielen Ländern 
aufgrund von Konjunkturpaketen und 
Bankenrettungsmaßnahmen stark ange-
stiegen.3 Fraglich ist, ob die Finanz- und 
Wirtschaftskrise dazu geführt hat, dass 
rechte und linke Regierungen wieder deut-

 2 Zu politischen Konjunkturzyklen vgl. z.B. de Haan 
und Klomp (2013) sowie Klomp und de Haan 
(2013). Mink und de Haan (2006) zeigen, dass 
Regierungen in der Eurozone vor Wahlen expan-
sive Fiskalpolitiken verfolgt haben. 

 3 Reischmann (2014) gibt einen Überblick der Extra-
haushalte, die zur Finanzierung der Konjunktur-
pakte und Bankenrettungsmaßnahmen in Deutsch-
l and eingerichtet wurden.

 * David Streich ist im April und Mai 2014 Praktikant 
im ifo Zentrum für öffentliche Finanzen und politi-
sche Ökonomie.
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lich unterschiedlichere Wirtschaftspolitiken 
verfolgen.4 

In Frankreich kam im Mai 2012 die Parti So-
cialiste (PS) mit Präsident Francois Hollande 
an die Regierung und löste die konservative 
Union pour un Mouvement Populaire (UMP) 
ab. Mit dem Regierungswechsel ging ein 
deutlicher Ausbau der Staatstätigkeit einher. 
So wurde zum Jahresbeginn 2014 die Mehr-
wertsteuer erhöht. Der Spitzensteuersatz 
wurde zunächst auf 75% erhöht, die Um-
setzung der Steuerreform wurde jedoch 
vom Verfassungsrat als verfassungswidrig 
beurteilt. Auch nach 2012 verfehlte Frank-
reich regelmäßig die Maastricht-Defizitgren-
ze. Möglicherweise wird die Defizitgrenze 
von 3% des Bruttoinlandsproduktes auch 
im Jahr 2015 noch nicht erreicht (EU-Kom-
mission 2014). In Deutschland wurde im 
Jahr 2013 die konservativ-liberale Koalition aus CDU/CSU 
und FDP durch die große Koalition aus CDU/CSU und SPD 
abgelöst. Der Koalitionsvertrag der großen Koalition ist 
durch einen deutlichen Ausbau der Staatstätigkeit gekenn-
zeichnet (vgl. Kauder et al. 2014). Die Einführung eines flä-
chendeckenden Mindestlohns von 8,50 Euro, die Mütter-
rente und die Möglichkeit des vorzeitigen Renteneintritts 
mit 63 Jahren werden mit einem Anstieg der Staatsausga-
ben einhergehen. Die erwarteten Ausgabensteigerungen 
werden wohl durch Neuverschuldung finanziert werden und 
somit den geplanten Schuldenabbau gefährden (vgl. Ge-
meinschaftsdiagnose 2014). 

Wir untersuchen deskriptiv, ob die Länder der Europäischen 
Union (EU 28) mit rechten Regierungen im Jahr 2013 und 
im Zeitverlauf zwischen 1995 und 2013 signifikant unter-
schiedliche makroökonomische Kennzahlen vorweisen 
konnten als Länder mit linken Regierungen.

Daten

Makroökonomische Kennzahlen

Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage in den Ländern der 
Europäischen Union betrachten wir die makroökonomischen 
Daten zu Staatsverschuldung, Finanzierungssaldo, Primär-
saldo, (realem) Wirtschaftswachstum, Arbeitslosigkeit und 
Jugendarbeitslosigkeit, die von Eurostat bereitgestellt wer-
den. Die neuen Daten für das Jahr 2013 wurden am 24. Ap-
ril 2014 veröffentlicht. Staatsverschuldung, Finanzierungs-
saldo und Primärsaldo werden als Anteil am Bruttoinlands-

 4 Untersuchungen der Konsolidierungsbemühungen in den deutschen 
Bundesländern nach der Finanzkrise deuten auf Politikunterschiede zwi-
schen linken und rechten Regierungen hin (vgl. Potrafke et al. 2014).

produkt dargestellt. Der Primärsaldo beschreibt den Finan-
zierungssaldo exklusive der Zinsausgaben.5 Während der 
Finanzierungssaldo die vergangenheitsbezogenen Aufwen-
dungen für Zinsen als Folge früher aufgenommener Kredite 
beinhaltet, stellt der Primärsaldo die öffentlichen Aktivitäten 
eines Jahres dar. Das Wirtschaftswachstum zeigt die jährli-
che Veränderung des realen Bruttoinlandsproduktes. Die Ar-
beitslosenquote beschreibt den Anteil der Arbeitslosen an 
der erwerbstätigen Bevölkerung. Die Jugendarbeitslosen-
quote beschreibt den Anteil der Arbeitslosen unter 25 Jahren 
an der erwerbstätigen Bevölkerung unter 25 Jahren.

Regierungsideologie

Wir klassifizieren die Regierungsideologie in den europäi-
schen Ländern anhand der parteipolitischen Zusammenset-
zung der Regierung und der Sitzanteile der Regierungspar-
teien in Kabinett und Parlament (vgl. Potrafke 2009). Wir 
unterscheiden zwischen rechten Regierungen, linken Regie-
rungen und Regierungen der Mitte. Regierungen unter kon-
servativer Führung gelten als rechts, Regierungen unter so-
zialistischer oder sozialdemokratischer Führung als links. 
Regierungen, die von Parteien der politischen Mitte geführt 
werden, und Koalitionsregierungen zwischen rechten und 
linken Parteien werden als Regierungen der Mitte klassifiziert.

Analyse makroökonomischer Kennzahlen

Daten für 2013

Abbildung 1 zeigt die Staatsverschuldung als Anteil am Brut-
toinlandsprodukt (Schuldenstandsquote) in den Ländern der 

 5 Die Daten zum Primärsaldo wurden zwischenzeitlich wieder aus der 
Eurostat-Datenbank entfernt (vgl. dazu auch die Pressemitteilung des ifo 
Instituts vom 7. Mai 2014: »ifo Präsident Sinn wirft EU Schönfärberei vor«).
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Europäischen Union im Jahr 2013. Grie-
chenland verzeichnete mit 175,1% die 
höchste Schuldenstandsquote, gefolgt von 
Italien mit 132,6%, Portugal mit 129% und 
Irland mit 123,7%. Die niedrigsten Schul-
denstandsquoten in der Europäischen Union 
hatten Estland mit 10%, Bulgarien mit 18,9% 
und Luxemburg mit 23,1%. Die durch-
schnittliche Schuldenstandsquote betrug 
60,6% in Ländern mit linken Regierungen 
und 70,4% in Ländern mit rechten Regierun-
gen im Jahr 2013. Dieser erste Befund mag 
dem Zitat Junckers widersprechen. Jedoch 
zeigt der Vergleich der Schuldenstandsquo-
ten im Jahr 2013 keine statistisch signifikan-
ten Unterschiede zwischen Ländern mit 
rechten und linken Regierungen. 

Die Staatsverschuldung wird über viele Jah-
re hinweg aufgebaut, und neue Regierungen 
»erben« die Staatsverschuldung der voran-
gegangenen Regierungen. Insofern kann ei-
ne Regierung, die erst kurze Zeit im Amt ist, 
kaum für die Schuldenstandsquote verant-
wortlich gemacht werden. In Griechenland, 
Portugal, Zypern und Spanien folgten seit 
dem Jahr 2011 Koalitionen der Mitte oder 
rechte Regierungen auf linke Regierungen. 
In Griechenland wurde im Jahr 2012 die 
Übergangsregierung unter dem parteilosen 
Ministerpräsidenten Loukas Papadimos, der 
im Jahr 2011 dem zurückgetretenen Giorgos 
Andrea Papandreou von der sozialdemo-
kratischen Panellinio Sosialistiko Kinima 
(PASOK) gefolgt war, durch eine Koalition der 
Mitte aus der liberal-konservativen Nea Di-
mokratia (ND), der PASOK und der Dimokra-
tiki Aristera unter dem Ministerpräsidenten 
Andonis Samaras (ND) abgelöst. In Portugal 
folgte im Jahr 2011 Pedro Passos Coelho von der konser-
vativ-liberalen Partido Social Democrata als Regierungschef 
auf den zurückgetretenen José Sócrates von der so-
zialdemokratischen Partido Socialista. In Zypern folgte im 
Jahr 2013 Nicos Anastasiades von der konservativen De-
mocratic Rally als Präsident auf Dimitris Christofias von der 
kommunistischen Anorthotiko Komma Ergazomenou Laou. 
In Spanien folgte im Jahr 2011 Mariano Rajoy von der kon-
servativen Partido Popular als Ministerpräsident auf José 
Luis Rodríguez Zapatero von der sozialdemokratischen Par-
tido Socialista Obrero Español. In Italien dagegen wurde im 
Jahr 2013 Enrico Letta von der sozialdemokratischen Par-
tito Democratico (PD) Ministerpräsident in einer Koalition der 
Mitte mit der konservativen Popolo della Libertà (PdL) und 
der liberalen Scelta Civica. Er folgte dem parteilosen Mario 
Monti, der im Jahr 2011 auf den zurückgetretenen Silvio 

Berlusconi (PdL) gefolgt war.6 Die Momentaufnahme des 
Jahres 2013 beinhaltet also gerade in den hochverschulde-
ten süd europäischen Ländern frische Regierungswechsel 
von linken Regierungen zu rechten Regierungen und Regie-
rungen der Mitte (Italien ist die Ausnahme). 

Abbildung 2 zeigt die Finanzierungssalden und Abbildung 3 
die Primärsalden (Finanzierungssalden exklusive Zinsaus-
gaben) der Länder der Europäischen Union im Jahr 2013 
als Anteil am BIP (Finanzierungssaldoquote und Primär-
saldoquote). Slowenien verzeichnete mit – 14,7% die nied-
rigste Finanzierungssaldoquote und mit – 12,1% die nied-
rigste Primärsaldoquote. Die zweitniedrigste Finanzierungs-
saldo- bzw. Primärsaldoquote verzeichnete Griechenland 
mit – 12,7% bzw. – 8,7%. Die drittniedrigste Finanzierungs-
saldoquote verzeichnete Irland mit – 7,2% und die drittnied-

 6 Im Jahr 2014 wurde Enrico Letta durch Matteo Renzi (PD) abgelöst.
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rigste Primärsaldoquote verzeichnete Spa-
nien mit – 3,7%. Luxemburg ist das einzige 
Land, das mit 1% eine positive Finanzie-
rungssaldoquote erreichte. Deutschland 
wies einen ausgeglichenen Haushalt vor. Ei-
nen Primär überschuss erwirtschafteten acht 
Länder. Dabei konnten Italien mit 2,2%, 
Deutschland mit 2,2% und Ungarn mit 2,1% 
die höchsten Primärsaldoquoten vorweisen. 
Mit Slowenien hatte im Jahr 2013 eine linke 
Regierung die niedrigste Finanzierungs-
saldoquote, während Länder mit rechten Re-
gierungen, wie beispielsweise Deutschland 
und Ungarn, Primärüberschüsse erwirt-
schaften konnten. In der Gesamtschau der 
europäischen Länder lassen sich für das 
Jahr 2013 jedoch keine statistisch signifikan-
ten Unterschiede zwischen rechten und lin-
ken Regierungen feststellen. Die durch-
schnittliche Finan zierungssaldoquote betrug 
im Jahr 2013 – 4,5% für Länder mit linken 
Regierungen und – 3,0% für Länder mit rech-
ten Regierungen, die durchschnittliche Pri-
märsaldoquote betrug – 2,4% für Länder mit 
linken Regierungen und 0,6% für Länder mit 
rechten Regierungen.

Abbildung 4 zeigt das Wirtschaftswachstum 
als jährliche Veränderung des realen Brutto-
inlandsprodukts. Am stärksten wuchs die 
Wirtschaft im Jahr 2013 in Lettland (4,1%), 
Rumänien (3,5%) und Litauen (3,3%). Am 
stärksten schrumpfte die Wirtschaft in Zy-
pern (– 5,4%), Griechenland (– 3,9%) und 
Italien (– 1,9%). Die durchschnittliche Wachs-
tumsrate betrug 0,4% für Länder mit linken 
Regierungen und 0,2% für Länder mit rech-
ten Regierungen. Die Unterschiede zwischen 
rechten und linken Regierungen sind statis-
tisch nicht signifikant. 

Die Abbildungen 5 und 6 zeigen die Arbeits-
losen- und Jugendarbeitslosenquoten im 
Jahr 2013. Am höchsten lagen die Arbeits-
losen- und die Jugendarbeitslosenquoten in 
Griechenland mit 27,3% und 58,6%, Spani-
en mit 26,4% und 55,7% und Kroatien mit 
17,2% und 49,8%. Österreich verzeichnete 
mit 4,9% die niedrigste Arbeitslosenquote, 
während Deutschland mit 7,9% die niedrigs-
te Jugendarbeitslosenquote vorwies. Die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote betrug 
11,2% für Länder mit linken Regierungen 
und 11,6% für Länder mit rechten Regierun-
gen, und die durchschnittliche Jugendar-
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beitslosenquote betrug 26,4% für Länder mit 
linken Regierungen und 27,2% für Länder 
mit rechten Regierungen. Die Unterschiede 
zwischen rechten und linken Regierungen 
sind statistisch nicht signifikant. 

Zeitreihen 1995–2013

Wir untersuchen auch, ob die makroökono-
mischen Kennzahlen im Zeitraum 1995–
2013 bei unterschiedlicher Regierungsideo-
logie systematisch variiert haben. Abbil-
dung 7 bis Abbildung 12 zeigen die Mittel-
werte der Staatsschuldenquote, Finanzie-
rungssaldoquote, Primärsaldoquote, Wirt  - 
schaftswachstumsrate, Arbeitslosenquote 
und Jugendarbeitslosenquote, je nach Re-
gierungsideologie. Die blaue Linie zeigt je-
weils den Mittelwert für Länder, die im ent-
sprechenden Jahr eine rechte Regierung 
hatten, und die rote Linie zeigt den Mittelwert 
für Länder unter linken Regierungen. Der Mit-
telwert für Länder unter Regierungen der Mit-
te ist in grau abgetragen. Unser Hauptau-
genmerk liegt – entsprechend Junckers Zi-
tats – auf dem Vergleich rechter und linker 
Regierungen.

Für die finanzpolitischen Kennzahlen Schul-
denstandsquote, Finanzierungssaldoquote 
und Primärsaldoquote wird das Zitat Jun-
ckers grundsätzlich bestätigt.7 In den meis-
ten Jahren lag die mittlere Schuldenstands-
quote rechter Regierungen unter der mittle-
ren Schuldenstandsquote linker Regierun-
gen (vgl. Abb. 7). Die Differenz der Mittelwer-
te zwischen linken und rechten Regierungen 
über den gesamten Beobachtungszeitraum 
ist statistisch signifikant zum 5%-Niveau (vgl. 
Tab. 1, Spalte 7). Bemerkenswert ist der 
deutliche Rückgang der durchschnittlichen 
Schuldenstandsquote unter linken Regierun-
gen vom Jahr 2011 auf das Jahr 2012. Der 
Rückgang kann mit den vielen Regierungs-
wechseln von linken Regierungen mit hoher 
Staatsverschuldung zu Regierungen der Mit-
te in diesen Jahren erklärt werden. Die Finan-
zierungssaldoquote und die Primärsaldo-
quote sind seit 2001 im Mittel durchgehend 
höher unter rechten Regierungen als unter 
linken Regierungen (vgl. Abb. 8 und Abb. 9). 

 7 Die Varianzanalyse (Tab. 1, Spalte 4) zeigt, dass sich 
für die Variablen Schuldenstandsquote, Finanzierungs-
saldoquote und Primärsaldoquote die Mittelwerte der 
drei Ideologietypen signifikant voneinander un ter-
scheiden.
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Die Differenz der Mittelwerte der Finanzie-
rungssaldoquote zwischen linken und rech-
ten Regierungen ist statistisch signifikant zum 
5%-Niveau (vgl. Tab. 1, Spalte 7).

Für die BIP-Wachstumsraten ergibt sich ein 
weniger eindeutiges Bild. Die durchschnittli-
chen Wachstumsraten beider Ländergrup-
pen liegen nahe beieinander (vgl. Abb. 10). 
Ab dem Jahr 2010 liegt die mittlere Wachs-
tumsrate von Ländern unter rechten Regie-
rungen jedoch über derjenigen von Ländern 
mit linken Regierungen. Die Differenz der Mit-
telwerte zwischen linken und rechten Regie-
rungen ist statistisch nicht signifikant.

Die mittlere Arbeitslosenquote und die mitt-
lere Jugendarbeitslosenquote von Ländern 
mit rechten Regierungen lagen im Zeitraum 
zwischen 2002 und 2011 fast durchgehend 
unter den Quoten von Ländern mit linken Re-
gierungen (vgl. Abb. 11 und Abb. 12). In den 
Jahren 2012 und 2013 sind die Quoten in 
beiden Ländergruppen jedoch wieder fast 
identisch. Vor dem Jahr 2001 waren die Quo-
ten in Ländern mit rechten Regierungen teil-
weise höher als in Ländern mit linken Regie-
rungen. Die Differenz der Mittelwerte ist sta-
tistisch nicht signifikant. Für die Arbeitslosen- 
und Jugendarbeitslosenquote trifft Junckers 
Zitat also nur eingeschränkt zu. 

Schlussfolgerungen

Ob Regierungen unterschiedlicher partei-
politischer Zusammensetzung auch unter-
schiedliche Wirtschaftspolitiken betreiben, 
wird seit Jahren in der polit-ökonomischen 
Forschung untersucht. Zwar zeigen die Er-
gebnisse dieser früheren Studien, dass es in 
Industrieländern seit Ende des Kalten Krieges 
kaum Unterschiede zwischen linken und 
rechten Regierungen in der Wirtschaftspolitik 
gab und werfen insofern Zweifel an der Aus-
sage Junckers auf. Allerdings gibt es für die 
erst kürzlich vergangenen Jahre keine empi-
rischen Studien, da für diesen Zeitraum noch 
keine Daten vorlagen. Juncker könnte also 
gerade unter Berücksichtigung gegenwärti-
ger Entwicklungen durchaus Recht haben.

Wir haben neueste Daten makroökonomi-
scher Kennzahlen inklusive des Jahres 2013 
deskriptiv untersucht. Für die finanzpoliti-
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schen Kennzahlen Schuldenstandsquote und Finanzie-
rungssaldoquote wird Junckers Zitat bestätigt. In den meis-
ten Jahren lag die mittlere Schuldenstandsquote rechter 
Regierungen unter der mittleren Schuldenstandsquote linker 
Regierungen. Die Finanzierungssaldoquote ist seit 2000 im 
Mittel durchgehend höher unter rechten Regierungen als 
unter linken Regierungen. Im Jahr 2013 sind die Unterschie-
de jedoch wieder zurückgegangen. Auch die Primärsaldo-
quote ist seit 2001 im Mittel durchgehend höher unter rech-
ten Regierungen als unter linken Regierungen, der Unter-
schied der Mittelwerte über den gesamten Beobachtungs-
zeitraum ist jedoch nicht statistisch signifikant. Junckers 
Zitat lässt sich für die Primärsaldoquote demnach nur ein-
geschränkt bestätigen. Für die BIP-Wachstumsrate lässt 
sich Junckers Zitat nicht bestätigen, und für die Arbeitslo-
sen- und Jugendarbeitslosenquote trifft Junckers Zitat nur 
eingeschränkt zu.

Unsere Analysen sind rein deskriptiv. Um belastbare Aus-
sagen zum Einfluss von Regierungsideologie auf makroöko-
nomische Kennzahlen treffen zu können, sind ökonometri-
sche Modelle nötig, in denen für verschiedenste andere 
Einflussgrößen auf die jeweiligen makroökonomischen 
Kennzahlen kontrolliert wird und die den Wirkungsmecha-
nismus von Regierungsideologie auf die jeweiligen mak-
roökonomischen Kennzahlen identifizieren. Möglicherweise 
stellt die Finanz- und Schuldenkrise einen Wendepunkt dar, 
und wir erleben in Zukunft wieder deutlich unterschiedliche-
re Wirtschaftspolitiken unter linken und rechten Regierun-
gen, die sich auch in den wirtschaftlichen Daten nieder-
schlagen.
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Tab. 1 
Kennzahlenvergleich verschiedener Regierungstypen 

 Mittelwert Varianzanalyse Einzelne Tests 

 Links Mitte Rechts F-Test Links – 
Mitte 

Rechts –
Mitte 

Links – 
Rechts 

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 
Staatsverschuldung 59,4 48,9 50,6 5,49*** 

(0,004) 
10,53** 
(0,017) 

– 1,74 
(0,886) 

8,80** 
(0,020) 

Finanzierungssaldo – 3,7 – 1,8 – 2,6 9,98*** 
(0,000) 

– 1,91*** 
(0,000) 

0,79 
(0,174) 

– 1,13** 
(0,012) 

Primärsaldo – 0,5 0,5 – 0,2 2,76* 
(0,064) 

– 1,05* 
(0,065) 

0,65 
(0,311) 

– 0,40 
(0,588) 

BIP-Wachstum 2,5 2,9 2,5 0,64 
(0,526) 

– 0,41 
(0,650) 

0,46 
(0,553) 

0,05 
(0,991) 

Arbeitslosenquote 9,0 8,6 8,9 0,33 
(0,717) 

0,40 
(0,738) 

– 0,33 
(0,800) 

0,07 
(0,987) 

Jugendarbeitslosenquote 20,1 18,9 19,7 0,54 
(0,583) 

1,17 
(0,587) 

– 0,79 
(0,766) 

0,37 
(0,929) 

Anmerkung: */**/*** implizieren das Verwerfen der Nullhypothese auf 10%-, 5%-, 1%-Signifikanzniveau. In Spalte (4) sind die 
Werte der F-Statistiken sowie in Klammern die p-Werte angegeben. In Spalten (5) bis (7) sind die jeweilige Differenz der 
Mittelwerte sowie in Klammern die p-Werte angegeben. Die p-Werte in Spalten (5) bis (7) beziehen sich auf den Test von 
Scheffé (1953). 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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